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A. Problem 

Prämien für die Stillegung von Steinkohlenbergwerken wer- 
den nach dem Gesetz zur Förderung der Rationalisierung im 
Steinkohlenbergbau nur unter der Voraussetzung gewährt, daß 
das stillgelegte Kohlenbergwerk mit einem Kohlegewinnungs- 
verbot belegt wird. Die Nichtbeachtung des Verbots hat die 
Rückzahlung der Prämien zur Folge. 

Diese Regelung erschwert jetzt die notwendige Umstrukturie- 
rung im Steinkohlenbergbau nach dem Kohleanpassungsgesetz. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung schlägt daher vor, im Rationalisierungs- 
verbandsgesetz die Möglichkeit zu eröffnen, im Abbaubereich 
benachbarter, stillgelegter Schachtanlagen Kohle zu gewinnen, 
wenn dies aus betriebswirtschaftlichen, bergtechnischen sowie 
kohlewirtschaftlichen Gründen zweckmäßig ist. In diesem Fall 
soll also das Kohlegewinnungsverbot beschränkt werden oder 
ganz entfallen, ohne daß Prämienrückzahlungen erforderlich 
werden. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C, Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

Die infolge der Änderung des Rationalisierungsverbandsgeset- 
zes zu erwartenden Mindereinnahmen des Bundeshaushaltes 
sind insgesamt auf 0,5 Millionen DM zu schätzen. 
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Schriftlidier Beridit 
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(8. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Förderung der Ratio- 
nalisierung im Steinkohlenbergbau 

— Drucksache VI/2666 — 


A. Beridit des Abgeordneten Russe 


I. 

Der Gesetzentwurf — Drucksache VI/2666 — 
wurde vom Deutschen Bundestag in der 140. Sitzung 
am 13. Oktober 1971 in erster Lesung beraten und 
an den Ausschuß für Wirtschaft federführend und 
an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO überwie- 
sen. 

II. 

Die Bundesregierung schlägt vor, Hindernisse, die 
sich aus der Gewährung von Stillegungsprämien 
nach dem Gesetz zur Förderung der Rationalisierung 
im Steinkohlenbergbau ergeben, und die der Kohle- 
gewinnung in stillgelegten Schachtanlagen entge- 
genstehen, bei Vorliegen bestimmter Voraussetzun- 
gen, abzubauen. Nach dem derzeit geltenden Recht 
ist eine Wiederaufnahme der Kohle gewinnung in 
einer einmal stillgelegten Schachtanlage nur unter 
der Bedingung der Prämienrückzahlung zulässig. 

Dieses Kohle ge winnungs verbot erschwert es, die 
Felderstruktur im Bergbau mit dem Ziel der Ratio- 
nalisierung und der Produktivitätssteigerung neu 


zu ordnen. Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen soll deshalb ermächtigt werden, in Zu- 
kunft auf Antrag das Kohlegewinnungsverbot ganz 
oder teilweise in solchen Fällen aufzuheben, in de- 
nen die erneute Kohle gewinnung in stillgelegten 
Schachtanlagen die Voraussetzung für eine Verbes- 
serung der Wirtschaftlichkeit der Nachbarschaftsan- 
lagen unter Beachtung der Zielsetzung des Kohle- 
gesetzes ist. 

Der Ausschuß hatte zu prüfen, ob eine Befreiung 
vom Kohle gewinnungsverbot unter dieser Auflage 
ausreicht — oder ob es im Interesse der notwendi- 
gen Umstrukturierung des Kohlebergbaus liegen 
könnte, das Kohlegewinnungsverbot generell aufzu- 
heben. Der Ausschuß hat sich die Überlegungen des 
Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen zu 
eigen gemacht, die er für eine partielle Aufhebung 
vorgetragen und in der Begründung dargestellt hat. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, dem Gesetzentwurf nach der Vor- 
lage zuzustimmen. 


Bonn, den 17. Januar 1972 


Russe 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache YI/2666 — unver- 
ändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 17. Januar 1972 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Kienbaum Russe 

Vorsitzender Berichterstatter 




2 



